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Amts ⸗ 


Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


W 44, 
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den Azoren. Standesamtsbezirk Looſen. 
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Poſtdampfſchiffverbindung zwiſchen Liſſabon und 

Neuwahlen der Ausſchußmitglieder der Invalid. 
Koſſowo. Standesamtsbezirk Kl. Ottlau. Belobigung 
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Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Zentral⸗Behörden. 


1) Auf die Geſuche vom 18. v. M. wollen wir, 
nachdem die Akiiengeſellſchaft „Neuer Schweizeriſcher 
Lloyd, Transport⸗Verſicherungs-⸗Geſellſchaſt in Winter⸗ 
thur“ unter dem 28. Juni v. J. ihre Statuten ge⸗ 
ändert, ihren Sitz nach Baſel verlegt und die Firma 
„Schweizeriſche National⸗Verſicherungs Geſellſchaft“ an: 
genommen hat, die der erſt genannten Geſellſchaft unter 
dem 4. Oktober 1885 ertheilte Konzeſſion zur Mus- 
übung der Transportverſicherung in Preußen auf die 
neue Firma hierdurch übertragen und zugleich unter 
den darin bezeichneten Bedingungen auf die Erlaubniß 
zum Betriebe der Unfall- und Haftpflicht⸗Verſicherung 
ausdehnen. 
Berlin, den 3. Mai 1899. 
(Siegel.) 
Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. 
gez. von Bitter. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
gez. Hoeter. 
Ausfertigung für die Schweizeriſche National⸗ 
Verſicherungsgeſellſchaft in Baſel. 


2) Bekanntmachung. 
Die Poſtdampfſchiffverbindungen zwiſchen Liſſabon 
und den Azoren ſind wiederhergeſtellt. 
Berlin W., den 27. Oktober 1899. 
Reichs⸗Poſtamt. I. Abtheilung. 
Kraetke. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ze. 


Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
ftellvertretenden Gutsvorſtehers Schröder in Looſen 


8) 


zum Stellvertreter des Standesbeamten für den Standes⸗ 
amtsbezirk Looſen, Kreiſes Schlochau, an Stelle des 
verzogenen Gutsvorſtehers Grunewald zur öffentlichen 
Kenntniß. 

Danzig, den 18. Oktober 1899. 

| Der Ober⸗Präſident. 


4) Bekanntmachung. 
| Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Gemeindevorſtehers Schön zu Petzewo zum Stell⸗ 
vertreter des Standesbeamten für den Standesamts⸗ 
bezirk Gurſen, Kreiſes Flatow, zur öffentlichen Kenntniß. 

Danzig, den 20. Oktober 1899. 

Der Ober⸗Präſident. 


Bekanntmachung. 

In Ausführung des § 14 ff. der unter dem 
7. September d. Js. von mir erlaſſenen Wahlordnung, 
betreffend die Neuwahlen der Ausſchußmitglieder der 
Invaliditäts⸗ und Altersverſicherungs⸗ Anſtalt, wird 
hierdurch bekannt gemacht, daß die Provinz Weſt⸗ 
preußen in die nachſtehend aufgeführten 10 Wahlbezirke 
eingetheilt iſt, welche gemäß § 16 der Wahlordnung 
je einen Vertreter der Arbeitgeber und der Verſicherten 
nebſt je zwei Erſatzmänner für jeden Vertreter zu 
wählen haben: 
Wahlbezirk I umfaßt den Stadtkreis Danzig, bie 

Landkreiſe Danziger Höhe und Danziger 
| n 


9 


Niederung, 

II umfaßt die Landkreiſe Putzig, Cart⸗ 
haus und Neuſtadt, 

III umfaßt den Stadtkreis Elbing, die 
Stadt Marienburg und die Landkreiſe 
Elbing und Marienburg, 

IV umfaßt die Stadt Dirſchau, die Lande 
kreiſe Dirſchau, Berent und Pr. Star⸗ 
gard, x 

| V umfaßt die Kreiſe Roſenberg, Marien⸗ 

| werder und Stuhm, 


” 


Ausgegeben in Marienwerder am 2. November 1899. 
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Wahlbezirk VI umfaßt die Städte Graudenz und Ermittelung der Mehrheit der betheiligten Handwerker 


Culm, die Landkreiſe Graudenz und ernannt. 
Culm, Marienwerder, den 21. Oktober 1899. 
5 VII umfaßt die Landkreiſe Brieſen, Stras⸗ Der Regierungs⸗Präſident. 
burg und Löbau, 11) Dem Weinbaubezirke Nr. 29 — Oberlahnſtein — 
A VIII umfaßt die Stadt Thorn und dieſiſt die Gemarkung Frücht, Kreis St. Goarshauſen, 
Landkreiſe Thorn und Schwetz, hinzugetreten. 
5 IX umfaßt die Stadt Konitz, die Land⸗ Marienwerder, den 26. Oktober 1899. 
kreiſe Konitz und Tuchel, Der Regierungs⸗Präfident. 
5 X umfaßt die Landkreiſe Dt. Krone, 12) Der zum Steuerſatz von 12 Mark für das Jahr 
Flatow und Schlochau. 1899 ausgefertigte 
Danzig, den 20. Oktober 1899. Wandergewerbeſchein Nr. 77 
Der Ober⸗Präſident. des Händlers Samuel Schiller in Culm zum Handel 
Staatsminiſter. mit Knochen, Fellen und altem Eiſen iſt angeblich ver- 
gez. von Goßler. loren gegangen und wird hierdurch für ungültig erklärt. 
6) Bekanntmachung. Marienwerder, den 24. Oktober 1899. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des Königliche Regierung, 
Beſitzers und Gemeindevorſtehers E. Deckert in Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. 
Kgl. Glugowko zum II. Stellvertreter des Standes⸗ 18) Bekanntmachung. 
beamten für den Standesamtsbezirk Koſſowo, Kreiſes Die Poſthülfſtellen in Blankwitt bei Flatow Wpr. 
Schwetz, zur öffentlichen Kenntniß. und Rudabrück bei Tuchel ſind aufgehoben worden. 
Danzig, den 21. Oktober 1899. Bromberg, den 24. Oktober 1899. 
Der Ober⸗Präſident. Kaiſerliche Ober-Poſtdirektion. 
7 Bekanntmachung. 14) Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des Diejenigen Theologie Studirenden und Kandidaten, 


Gutsvorſteher- Stellvertreters, Brennerei ⸗ Verwalters welche ſich den theologiſchen Prüfungen im nächſten 
Heinrich Nagel in Kl. Ottlau zum zweiten Stell- Termin unterziehen wollen, haben uns ihre Meldung 
vertreter des Standesbeamten für den Standesamts⸗ bis ſpäteſtens 


bezirk Kl. Ottlau, Kreiſes Marienwerder, zur öffent: zum 5. November d. Is. 
lichen Kenntniß. einzureichen. 
Danzig, den 25. Oktober 1899. J. Die Meldung zur erſten theologiſchen 
Der Ober⸗Präſident. Prüfung ift früheſtens nach Ablauf des ſechſten theo— 


8) Der Uhrmacherlehrling Hermann Klein aus logiſchen Studienſemeſters auf einer deutſchen Univerſität 
Schwetz hat am 22. Mai d. Js. das Kind Gertrud zuläſſig, wobei das etwa in die Studienzeit fallende 
Roſe mit Entſchloſſenheit und Umſicht vom Tode des Militärdienſtjahr nicht in Anrechnung kommt. Dieſelbe 
Ertrinkens in dem Schwarzwaſſer gerettet, was ich be- kann nur in dem Falle von uns angenommen werden, 
lobigend zur öffentlichen Kenntniß bringe. wenn der ſich Meldende durch ſeinen Wohnſitz oder 
Marienwerder, den 19. Oktober 1899. Geburtsort der Provinz Weſtpreußen zugehört. Die 

Der Regierungs⸗Präſident. Einreichung hat durch Vermittelung des Superintendenten 
9) Der Königliche Kreiebauinſpektor Huber zu zu geſchehen, auf welchen der ſich Meldende durch ſeinen 
Flatow hat mit Genehmigung des Herrn Miniſters Wohnſitz angewieſen iſt. Unter dem Wohnſitz iſt im 
der öffentlichen Arbeiten vom 1. Oktober d. Js. ab Unterſchied von dem Aufenthaltsort, wie er durch das 
feinen Wohnſitz nach Konitz verlegt. Ich bringe dieſes letzte Univerſitätsſtudium und durch eine nach dieſem 
hierdurch mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß, übernommene Beſchäftigung anders gegeben ſein kann, 
daß die Kreisbauinſpektion für den Baukreis Konitz der Wohnſitz im Sinne des bürgerlichen Rechts verſtanden. 
die Amtsbezeichnung „Königliche Kreisbauinſpektion 1“ Sind bei der Meldung ſeit dem Abgange von 
und die des Baukreiſes Flatow „Königliche Kreisbau⸗ der Univerſität mehr als drei Monate verfloſſen, ſo 
inſpektion II“ zu führen hat. ſind die beſonderen Umſtände, welche zu der ſpäteren 

Marienwerder, den 21. Oktober 1899. Meldung geführt haben, anzugeben. 

Der Regierungs⸗Präſident. Der Meldung ſind folgende Zeugniſſe und zwar 
10) Nachdem von den, dem Bäckergewerbe angehörenden die unter 1 bis 5 aufgeführten in Urſchrift und 
Handwerkern in Culmſee der Antrag auf Errichtung Abſchrift beizufügen. 
einer, den im Kreiſe Thorn belegenen Theil des Amts. 1. die Geburtsurkunde, 
gerichtsbezuks Culmſee umfaſſenden Zwangsinnung für der Tauſſchein, 
das genannte Gewerbe mit dem Sitze in Culmſee ge⸗ eine Beſcheinigung über die erfolgte Konfirmation, 
felt worden it, habe ich "ben Königlichen Landrath das Zeugniß der Reife für das Univerſitäts⸗ 
Herrn von Schwerin in Thorn gemäß § 100 a des ftudium von einem deutſchen Gymnaſium. 
Geſetzes vom 26. Juli 1897 zum Kommiſſar für die Fehlt in dem Zeugniß der Ausweis der 


A 
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Reife im Hebräiſchen, ſo iſt es durch ein Zeugniß 15. April 1889. Kirchl. Geſ.⸗ und Verordnungs⸗ 
über die vor einer wiſſenſchaftlichen Prüfungs⸗ Blatt Seite 25) erſetzt iſt, 

kommiſſton an einer preußiſchen Univerſität be 3. Ausweis über die Erſüllung der Militärdienſt⸗ 
ſtandene Nachprüfung im Hebräiſchen zu ergänzen. pflicht oder über Zurückſtellung von derſelben. 


0 $ $ Danzig, den 16. Oktober 1899. 
5. Die Abgangs⸗ und Sittenzeugniſſe von den Köniali Or; h 
während des Studiums beſuchten Univerſitäten, Königliches Konſiſtorium der Provinz Weſtpreußen. 


nebſt Ausweiſen über die gehörten Vorleſungen 15) ound 
und benutzten Uebungen. 10 EA Die Inhaber von 3%, 9%. Reuteubriefen 
955 Zu weiterem Avew ül ur or me der Provinzen Oft- und Weſtpreußzen, zu denen 
mäßiges Studium der Theologie können von den der letzte der ausgegebenen Zinsſcheine am 1. Oktober 
theologiſchen Fakultäten ausgeſtellte Atteſte über d. Is. fällig wird, werden hierdurch aufgefordert, vom 
die Theilnahme an Seminaren und wiſſenſchaft⸗ 20. Oktober d. Is. ab die Abhebung der 
lichen Uebungen, ſowie über angefertigte größere ben Zinsſcheine Reihe II Nr. r—16 nebft 
W und Preisarbeiten beigefügt Anweifungen auf Grund der mit den Zing- 
„„ N $ ; „ ſcheinen Rei sgegebenen Anweiſ 
6. das Zeugniß eines Geiſtlichen über die Theil⸗ F 11. A 0 n 
Man kirchlichen Gottesdienſt und heiligen]? 1. Zu den bis einſchließlich zum 1. Ok⸗ 
endoma i fi 
1 8 S tober 1899 ausgelooſten Nentenbriefen find 
aia E . e a neue Zinsſcheine nicht zu verabreichen, vielmehr bie 
Sittenzengniß SA 9228 Pfarrer, zn deſſen Par ie bezüglichen Anweiſungen bei der Realiſirung der aus⸗ 
der Aufenthaltsort gehört, ‚3 ) gelooften Rentenbriefe nach Maßgabe unſerer Bekannt⸗ 
8. ein Ausweis über die Militärverhältniſſe. Russe dei reer 
Meld Außer 1 . A der 2. Die Einlieferung der Anweiſungen 
loung ein Lebenslauf beizufügen, welcher in hehufs Empfangnahme neuer Ziusſcheine 
ſchlichter Darſtellung über die im Familienleben nebſt Anweiſungen iſt zu bewirken: 
und in der Schule bedeutſanſten Momente, über 2. in Königsberg ſelbſt im Lokale der Renten 
bie Umſtände, welche zur Wahl des theologischen bank Kaſſe, Tragheimer Pulverſtraße Nr. 5 an 
Stubiums geführt haben und über die wichtigſten den Wochentagen Vormittags von 9—12 Uhr 
Eindrücke während des theologiſchen Studiums b. von auswärts mit der Poft frauko unter 
Auskunft giebt. Hierbei ſind Angaben über das der Adreſſe der unterzeichneten Rentenbank 
Durcharbeiten größerer theologiſcher Werke oder JA en 


f f Direktion. 
kurse Zeit und 3. Den Anweiſungen iſt bei der Einreichung 


11. Meldungen zur zweiter theolo- ante eke enden Scheine = in nur einem 
giſchen Prüfung können nur von ſolchen Kandidaten Exemplare — beizufügen. In derſelben find die 
angenonanen werden, welche das Examen pro licentia Anweiſungen nach Klaſſen die höhere der 
concionandi vor unſerer Prüfungskommiſſion niederen voran a ; 1. ; 

$ Dr = gehend ſowie innerhalb jeder 
beſtanden haben. Für den nächſten Termin ift außer⸗ e = 
; . Klaſſe nach der laufenden Nummerfolge zu 
dem erforderlich, daß dies vor dem 1. Auguſt 1898 „onen, und es muß am Schluſſe der Nach- 
geſchehen it. Die Einreichung hat durch Vermittelung weiſung gleichviel ob die Einreichung in Königsber 
des mit der ſpeziellen Aufſicht über den Kandidaten ſelbſt, nr Mc guats, mit d 12 Post A die 
betrauten Superintendenten zu geſchehen. vom Einliefernden ausgefertigte und voll⸗ 
Der Meldung ſind beizufügen: zogene Quittung über den Empfang Der 
% G T = en e e mike 1 Aean und Anweiſungen gleich 
er eriten Prüfung. Der Kandidat hat ins: mitenthalten jem. 
beſondere anzugeben, in welcher Weiſe er ſich in Die ſorgfältige und richtige Aufſtellung der be⸗ 
der theologiſchen Wiſſenſchaft und für die prak- gleitenden Nachweiſung wird zur Vermeidung von 
tiſchen Aufgaben des Kirchendienſtes weiter ge- Weiterungen a Nacht ii 
bildet hat, Formulare zu den Nachweiſungen werden 
2. ein Zeugniß über den ſechswöchentlichen ordnungs- von der ee in Königsberg auf Erſuchen 
mäßigen Beſuch eines Schullehrerſeminars oder unentgeltlich verabreicht. 
der Ausweis, daß derſelbe durch anderweite Vor⸗ 4. Werden die Anweiſungen im Lokale 
bildung für die Schulaufſicht gemäß den darüber der Reuteubank⸗Kaſſe abgegeben, (ad 2a) jo 
beſtehenden Vorſchriften ($ 1 der Ordnung für erhält der Einliefernde entweder ſofort die neuen Zins⸗ 
den Beſuch der Schullehrerſeminare ſeitens ber | jheine und Anweiſungen oder eine Gegenbeſcheinigung, 
Kandidaten des evangeliſchen Predigtamts vom worin ein beſtimmter Tag angegeben wird, an welchem 


aJ 
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dann die Empfangnahme der neuen Zinsſcheine und Provinzen Oft- und Weſtpreußen habe ich die Zins⸗ 
Anweiſungen gegen Rückgabe der Gegenbeſcheinigungſſcheine Reihe II Nr. 1—16 und Anweiſungen richtig 


zu bewirken iſt. erhalten, was hierdurch beſcheinigt wird. 

5. Werden die Anweiſungen mit der benb | ET TE er A 
Poft eingereicht, (ad 2b), fo erfolgt innerhalb! Des obenbenannten | Namen.. 
14 Tagen nach der Abſendung entweder die Zuſendung Einliefernden Stand 
der neuen Zinsſcheine und Anweiſungen oder eine Be⸗ 16) Bekanntmachung. 
nachrichtigung an den Einſender über die obwaltenden Der Bundesrath hat in der Sitzung vom 19. 
Hinderniſſe. d. Mts. Nachſtehendes beſchloſſen: 

Sollte weder das eine noch das andere geſchehen. 1. Die für ausgeführten und zur Eſſigbereitung 
ſo iſt der unterzeichneten Rentenbank⸗Direktion davon verwendeten Branntwein zugeſtandene Brenn⸗ 
gleich nach Ablauf der 14 Tagen mittelſt eingeſchriebenen fteuervergütung von 6 Mk. für jedes Hektoliter 
Briefes Anzeige zu erſtatten. reinen Alkohols bleibt bis auf Weiteres un: 

6. Sind Auweiſungen abhanden ge⸗ verändert. 
kommen, jo müſſen behufs Verabreichung der neuen! 2. Für denjenigen Branntwein, der mit dem all- 
Zinsſcheine und Anweiſungen die betreffenden Renten⸗ gemeinen Denaturirungsmittel denaturirt wird, 
briefe der unterzeichneten Rentenbank-Direktion mittelſt iſt vom 1. November 1899 ab ſtatt der bis⸗ 
beſonderer Eingabe eingereicht werden, und es iſt in herigen Brennſteuervergütung von 3,50 Mk. eine 
ſolchem Falle den Inhabern der fraglichen Rentenbriefe ſolche von 4,50 Mk. für jedes Hektoliter Alkohol 
anzurathen, dieſe Einreichung ſchon jetzt oder bis zum zu gewähren. 

20. Oktober d. 38. zu bewirken, damit nicht etwa Im Auftrage des Herrn Finanz- Minifters 
vorher die Ausreichung der neuen Zinsſcheine und An⸗ wird dieſer Beſchluß zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
weiſungen an einen Anderen auf Grund der in ſeinen Danzig, den 24. Oktober 1899. 

Händen befindlich geweſenen und von ihm präſentirten Der Provinzial⸗Steuer⸗Direktor. 
Anweiſungen erfolgt. 17) Bekanntmachung. 

Königsberg, den 9. September 1899. Der konzeſſionirte Markſcheider Paul Chlumsky 
Königliche Direktion der Rentenbonk für die Provinzen hat feinen Wohnſitz in Laurahütte O./ S. genommen. 
Oſt⸗ und Weſtpreußen. Breslau, den 22. Oktober 1899. 

— Königliches Oberbergamt. 
Schema. 18) Bekanntmachung. 
Nachweiſung Behufs Tilgung der Konitzer Kreisſchuldverſchrei⸗ 
über 7 Stück Anweiſungen Reihe I zu 8475 Mark bungen find für 1899 die Schuldverſchreibungen: 
3½ %. Rentenbriefen der Provinzen Oft- und Weft- Buchſtabe A. Nr. 29 und 71, 
preußen behufs Abhebung neuer Zinsſcheine Reihe II 7 B. Nr. 139, 
Nr. 1 bis 16 nebſt Anweiſungen. ‚A C. Nr. 197 und 160 
Eingereicht von (Name und Stand), Jausgelooft. Dieſe werden den Beſitzern mit der Auf⸗ 
Mopnor a (in Städten mit Angabe der forderung gekündigt, die Kapitalbeträge vom 2. Januar 
Haus⸗Nr.), 1900 ab bei unſerer Kreiskommunalkaſſe hier oder bei 
Nächſte Poſtſtation (auf dem Lande). dem Bankier S. Frenkel in Berlin W., Behrenſtraße 67, 


gegen Rückgabe der Schuldverſchreibungen mit den dazu 
gehörigen nach dem 2. Januar 1900 fälligen Zins⸗ 

— n ſcheinen und den Zinsſcheinanweiſungen baar in Empfang 

Summa für N j a ; 

jede Klaſſ Eine Verzinſung über den genannten Zeitpunkt 

e hinaus findet nicht ſtatt. 

M Konitz, den 19. Juni 1898. 

Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Konitz. 


Nummer. 


fd Nr. 


1 3000 19) Polizei⸗Verordnung. 
2 6416 3000 6000 Auf Grund der 88 5 und 6 des Geſetzes über 
3 415 5560 1500 die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 und unter 
44. 1491 EEE Bezugnahme auf den § 143 des Geſetzes über die 
5 1492 300 Allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 und 
el 1493 300 900 8 69 der Gewerbeordnung für das Deutſche Reich, 
10 75 75 wird unter Zuſtimmung des Magiſtrats für den Ge⸗ 
7 9 F E T meindebezirk der hieſigen Stadt verordnet, was folgt: 
Summa 8475 $ 1. Um Störungen des öffentlichen Verkehrs 


Gegen Ablieferung der vorſtehend verzeichneten zu verhüten, wird der Vertrieb von Gegenſtänden des 
7 Stück Anweiſungen zu 8475 Mk. Rentenbriefen der Marktverkehrs an Markttagen auf andern als den 
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Seitens der Polizeibehörde hierfür zugelaſſenen Plätzen bei hieſiger Königlichen Regierung vom 1. November 


und Straßen oder Straßentheilen unterſagt. d. Is. ab übertragen worden. 
8 2. Dieſe Polizeiverordnung tritt acht Tage Die Wiederwahl des Sanitätsraths Dr. Steppuhn 
nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. zum Rathmann der Stadt Dt. Eylau ift beſtätigt 
Zuwiderhandlungen werden mit Geldſtrafe bis worden. 
zu 9 Mark oder im Falle des Unvermögens mit ver⸗ Uebertragen iſt: dem Oberleutnant a. D. Hempel 
hältnißmäßiger Haft geahndet. aus Breslau die Verwaltung des Poſtamts in Stras⸗ 
Dt. Krone, den 7. Auguſt 1899. burg Weſtpr. 
Die Polizei⸗Verwaltung. Verſetzt ſind: der Poſtverwalter Kaliſch von 


Ä s 2 Ottlotſchin nach Großzünder, der Poſtverwalter 
200 en eichs 5 * Schubert in Budau als Ober ⸗Poſtaſſiſtent nach 
Ae 8 Marienwerder Weſtpr., der Poſtaſſiſtent Groß in 
e Grund des ee deer poren Graudenz als Poſtverwalter nach Ottlotſchin. 
„Johann Püchl (Büchl), Tagelöhner, genoren In den Ruheſtand tritt: der Poſtdirektor Gutt⸗ 
am 10. Auguſt 1850 zu Paulusbrunn, Bezirk zeit in Strasburg Weſipr. 
Tahau, Böhmen, öſterreichiſcher Staatsangehöriger, Dem Fräulein Eliſabeth Salzwedel zu Sehlen, 
oror 0 1 1 vom e Kreis Tuchel, ift die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen 
1 A d. J amt zu Tirſchenreuth, vom Bezirk als Hauslehrerin und Erzieherin thätig zu fein. 
5 ; : u i Dem Fräulein Gertrude Schröder zu Biegen 
. Je ene e aaa hac ares Strasburg, {R bie Gelaubniß erthelle, im 
Belgien, belgiſcher Staatsangehöriger, wegen a 115 als Hauslehrerin und Erzieherin 
e wee e een gu Dem Fräulein Nina Montz in Thorn iſt die 
Die auf Seit a us 2 Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen Bezirk als Haus- 
[ m e gi Siffer bes Zentral: lehrerin und Erzieherin thätig zu fein 
Blatts für 1898 erfolgte Veröffentlichung der Aus 22) Erledigte Schulftellen. 
weiſung des Aloys Federſpieler iſt dahin zu berichtigen, Die Lehrerſtelle an der Volks⸗Schule zu Gro- 
daß der Ausgewieſene Franz Ja ruſchek heißt und „wo, Kreis Thorn, ift erledigt 
am 9. März 1872 zu Klein⸗Zbeſchitz. Bezirk Mühl- 7 g gt. 


haufen, Böhmen, geboren und daſelbſt ortsangehörig iſt. r doe i aſendung 


21) Perſonal⸗Chronik. , ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Die von dem Kreistage des Kreiſes Briefen voll⸗Herrn Dr. Witte zu Thorn zu melden. 
zogene Wiederwahl des Rittergutsbeſitzers Richter Die erſte Lehrerſtelle an der Volks⸗Schule zu 
zu Zaskotſch zum Kreisdeputirten auf eine fernere Krummfließ, Kreis Dt. Krone, iſt erledigt. 
Amtsdauer von ſechs Jahren iſt von dem Herrn Ober⸗ Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um 
Präſidenten beſtätigt worden. dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
Dem Kataſterlandmeſſer Edwin Bur au aus ſihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Danzig it unter Ernennung zum Kataſterſekretär die Herrn Treichel zu Dt. Krone zu melden. 
Verwaltung der durch Verſetzung des Rechnungsraths Die Befähigung eine Orgel zu bedienen, iſt er⸗ 
Gloy in den Ruheſtand erledigten Kataſterſekretärſtelle forderlich. 


Pepp. . MIMm 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 44.) 


Nediqirt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck von R. Kanter 3 Hofbuchdruckerei. 


Sonder-Beilage zum Amtsblatt. 


Wahlordnung 


für die 
Verſicherungsanſtalt der Provinz Weſtpreußzen 


betreffend 


die Wahlen der Vertreter der Arbeitgeber und Derficherten bei den unteren Verwaltungs- 
behörden, der Beiſitzer der Rentenſtellen und der Mitglieder des Ausſchuſſes. 


Auf Grund der 8$ 63, 77, 82 Abſ. 2 des Invalidenverſicherungsgeſetzes erlaffe ich im Auftrage 
des Miniſters für Handel und Gewerbe nachſtehende Wahlordnung: 


L Wahl der Urrtrrter der Arbritgebrr und der Verſicherten bei den unteren Uerwaltungsbehörden. 


8 1. 

Wahlkörper ſind: ; 

a) Die Vorſtände der Orts⸗, Betriebs⸗ (Fabrik), Ban- und Innungs⸗Krankenkaſſen, Knapp⸗ 
ſchaftskaſſen, Seemannskaſſen und andere zur Wahrnehmung von Intereſſen der Seeleute 
beſtimmten obrigkeitlich genehmigten Vereinigungen von Seeleuten, ſofern I ihren Sitz im 
Bezirk der unteren Verwaltungsbehörde haben; 

b) die Vorſtände derjenigen eingeſchriebenen oder auf Grund landesgeſetzlicher Vorſchriften 
errichteten Hülfskaſſen, welche die im § 75a des Krankenverſicherungsgeſetzes vorgeſehene 
Beſcheinigung beſitzen, ſofern ihr Bezirk fih über den Bezirk der unteren Verwaltungs⸗ 
behörde nicht hinaus erſtreckt; 

c) die Kreis⸗Ausſchüſſe, in Stadtkreiſen die Magiſtrate. 


8 2. 

Wählbar zu Vertretern der Arbeitgeber und der Verſicherten ſind nur deutſche, männliche voll⸗ 
jährige, im Bezirk der unteren Verwaltungsbehörde wohnende Perſonen, welche nach § 32 des Gerichts— 
verfaſſungsgeſetzes“) zum Amte eines Schöffen fähig ſind. 

Wählbar zu Vertretern der Arbeitgeber ſind nur die Arbeitgeber der auf Grund des Invaliden⸗ 
verſicherungsgeſetzes verſicherten Perſonen und die bevollmächtigten Leiter ihrer Betriebe, zu Vertretern 
der Verſicherten die auf Grund des Invalidenverſicherungsgeſetzes verſicherten Perſonen. 

Die Vertreter der Arbeitgeber und der Verſicherten dürfen weder Mitglieder des Vorſtandes 
der Verſicherungsanſtalt noch Beiſitzer eines Schiedsgerichts ſein. Mindeſtens die Hälfte jeder Art von 
Vertretern muß am Sitze der unteren Verwaltungsbehörde oder in einer Entfernung bis zu zehn Kilo⸗ 
meter von demſelben wohnen. 95 


In denjenigen Kaſſen und Vereinigungen (i 1a, b), in welchen der Vorſtand aus Vertretern 
der Arbeitgeber und aus Vertretern der Arbeitnehmer zuſammengeſetzt iſt, nehmen bei der Wahl die den 


*) § 32 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes lautet: 
„Unfähig zu dem Amte eines Schöffen ſind: 
1. Perſonen, welche die Befähigung in Folge ſtrafgerichtlicher Verurtheilung verloren haben; 
2. Perſonen, gegen welche das Hauptverfahren wegen eines Verbrechens oder Vergehens eröffnet iſt, 
das die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Aemter zur Folge haben kann; 
8. Perſonen, welche in Folge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ihr Vermögen beſchränkt ſind.“ 


1 


ER 


Arbeitgebern angehörigen Mitglieder des Vorſtandes nur an der Wahl der Vertreter der Arbeitgeber, die 
in u angehörenden Mitglieder des Vorſtandes nur an der Wahl der Vertreter der Ver⸗ 
icherten theil. 

Vorſtände, in denen Arbeitgeber nicht vertreten ſind, nehmen nur an der Wahl der Vertreter 
der Verſicherten, Vorſtände, in denen Arbeitnehmer nicht vertreten ſind, nehmen nur an der Wahl der 
Arbeitgeber theil. 

Bei den Kreis⸗Ausſchüſſen und Magiſtraten nehmen alle Mitglieder an den Wahlen beider Arten 
von Vertretern theil. 

Vorſtände ſolcher Krankenkaſſen, für deren Mitglieder eine beſondere Kaſſeneinrichtung (88 8, 
10, 11 des Invalidenverſicherungsgeſetzes) beſteht, dürfen an den Wahlen nicht theilnehmen. 


84. 
Wahlkörper, welche nicht mehr als 50 Verſicherte vertreten, haben eine Stimme. Bei mehr als 
50 aber nicht mehr als 100 Verſicherten beträgt die Stimmenzahl 2, bei mehr als 100 aber nicht mehr 
als 200 Verſicherten 3. Für je weitere 100 Verſicherte kommt je eine Stimme hinzu. Das ſo ermittelte 
Stimmrecht bleibt auch für die Nachwahlen maßgebend. 


§ 5. 
Die Wahlen finden in der Zeit vom 1. Oktober bis 15. November des letzten Jahres der Wahl⸗ 
periode ſtatt. Die erſtmalige Wahlperiode der Vertreter läuft vom 1. Januar 1900. Die Leitung der 
Wahl obliegt dem Landrath, in Städten über 10 000 Einwohner dem Bürgermeiſter. 


8 6. 
Zur Ermittelung und Feſtſetzung der Stimmenzahl hat jede Kaſſe (8 1a, b) dem Landrath (Bürger⸗ 
meiſter) bis zum 1. Oktober des letzten Jahres der Wahlperiode erſtmalig bis zum 1. Oktober 1899 die 
Zahl ihrer nach dem Invpalidenverſicherungsgeſetz verſicherten Mitglieder anzuzeigen. Bis zu dem gleichen 
Zeitpunkt haben die Gemeindevorſtände die Zahl der in ihrem Bezirke vorhandenen, einer Kaſſe 
($ 1a, b) nicht angehörenden Verſicherten anzuzeigen. 


§ 7. 
Der Landrat; (Bürgermeifter) ſtellt binnen 8 Tagen jedem Wahlkörper für die zu wählenden 
Vertreter der Arbeitgeber einerſeits und die zu wählenden Vertreter der Verſicherten anderſeits je einen 


0. Stimmzettel nach den anliegenden Formularen mit der Aufforderung zu, ihn bis zu dem auf dem Stimm⸗ 
zettel vermerkten Termin ausgefüllt zurückgelangen zu laſſen. Auf dem Stimmzettel iſt außerdem die Zahl 


der nach § 4 dem Wahlkörper zuſtehenden Stimmen und die Zahl der zu wählenden Vertreter zu vermerken. 


§ 8. 

Die Leitung der Wahlhandlung obliegt dem Vorſitzenden der Wahlkörper, welcher ſogleich nach 
Eupfang der Stimmzettel die Wahlberechtigten zur Wahl zuſammenzuberufen hat. Die Wahl erfolgt durch 
einfache Stimmenmehrheit der Erſchienenen. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. Der Vorſitzende 
hat Name, Berufsſtellung und Wohnort der Gewählten in den Stimmzettel einzutragen und dabei die 
Ordnungsmäßigkeit der Wahl zu beſcheinigen. 

Die ausgefüllten Stimmzettel ſind an den Landrath (Bürgermeiſter) bis zu dem im §7 an- 
gegebenen Zeitpunkte portofrei zurückzuſenden. 8 

Stimmzettel, welche nicht unterſchrieben ſind, oder welche die Perſon der Gewählten nicht deutlich 
erkennen laſſen, find ungültig. Das Gleiche gilt von Stimmzetteln, welche nach dem im § 7 bezeichneten 
Zeitpunkte eingehen, oder welche nicht den richtigen Vordruck tragen. 


8 9. 
Der Landrath (Bürgermeiſter) ermittelt unter Zugrundelegung der den einzelnen Wahlkörpern 
zuſtehenden Stimmenzahl die Perſonen, auf welche die meiſten Stimmen entfallen. Bei Stimmengleichheit 
entſcheidet das Loos. Sind auf einem Stimmzettel mehr Namen von Perſonen eingetragen, als zu 
wählen ſind, ſo ſind nur diejenigen Stimmen gültig, welche auf die zuerſt eingetragenen Namen entfallen. 
Ueber die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet vorbehaltlich der Entſcheidung der Streitigkeiten über die 
Wahlen der Landrath (Bürgermeiſter) endgültig. 
§ 10. 
Der Landrath (Bürgermeiſter) hat über die Ermittelung des Wahlergebniſſes unter Zuziehimg 
eines vereideten Protokollführers ein Protokoll aufzunehmen. Aus demſelben müſſen der Name, die Berufs⸗ 


a T 


ſtellung und der Wohnort der Perſonen, auf welche Stimmen entfallen, unter Bezeichnung der gültigen 
und ungültigen Stimmen, die Namen der gewählten Vertreter ſowie der Grund der Ungültigkeit der 
Stimmzettel oder Stimmen zu erſehen ſein. 

§ 11. 

Der Landrath (Bürgermeiſter) hat die gewählten Perſonen von der Wahl mit der Aufforderung 
ſchriftlich in Kenntniß zu ſetzen, etwaige Ablehnungsgründe binnen einer Woche anzubringen, widrigenfalls 
die Wahl als angenommen gelte. Wird binnen dieſer Friſt ein geſetzlicher oder ſtatutariſcher Ablehnungs⸗ 
grund nachgewieſen, ſo gilt an Stelle des Ablehnenden Derjenige als gewählt, auf den die nächſtgrößte 
Zahl der gültigen Stimmen entfallen iſt. Dieſer iſt von ſeiner Wahl in Kenntniß zu ſetzen. 


§ 12. 

Wird bei der erten Wahl die vorgeſchriebene Zahl der Vertreter nicht erreicht, jo haben Nach⸗ 
mahlen ſtattzufinden. Scheiden während der Wahlperiode Vertreter aus dem Amte, ſo treten an ihre 
Stelle diejenigen Perſonen, auf welche die nächſtgrößte Zahl der gültigen Stimmen entfallen ift. 

Sind Perſonen, auf welche gültige Stimmen entfallen ſind, nicht mehr vorhanden, ſo haben Nach⸗ 


wahlen ſtattzufinden. 
II. Mahl der Beiſitzer der Rentenſtellen. 


§ 13. 
Die §§ 1 bis 12 finden auf die Wahl der Beiſitzer der Rentenſtellen mit folgender Maßgabe finn- 
gemäße Anwendung: 

1. die Leitung der Wahl obliegt dem Vorſitzenden der Rentenſtelle, 

2. die erſtmalige Wahlperiode läuft vom Tage der Errichtung der Rentenſtelle, 

3. die Wahlen finden im letzten Vierteljahre der Wahlperiode ſtatt, 

4. an Stelle der Formulare A und B treten die Formulare E und F, 

5. der Vorſitzende der Rentenſtelle hat die Namen der gewahlten Beiſitzer dem Vorſtande der 

Verſicherungsanſtalt anzuzeigen. ) } 

Im Uebrigen find für das Stimmrecht der Wahlkörper die Ermittelungen auf Grund des §6 maßgebend. 


III. Wahl der Mitglieder des Ausſchuſſes. 
1 


§ 14. 

Die Wahl der Mitglieder des Ausſchuſſes und ihrer Erſatzmänner erfolgt durch die Vertreter 
der Arbeitgeber und der Verſicherten bei den unteren Verwaltungsbehörden und die Beiſitzer der Renten⸗ 
ſtellen im Bezirk der Verſicherungsanſtalt. An der Wahl der Vertreter der Arbeitgeber im Ausſchuß 
nehmen nur die Vertreter der Arbeitgeber bei den unteren Verwaltungsbehörden und die Beiſitzer der 
Rentenſtellen aus dem Stande der Arbeitgeber, und an der Wahl der Vertreter der Verſicherten im 
Ausſchuß nur die Vertreter der Verſicherten bei den unteren Verwaltungsbehörden und die Beiſitzer der 
Rentenſtellen aus dem Stande der Verſicherten Theil. 

§ 15. 

Die erſtmalige Wahlperiode der Ausſchußmitglieder beginnt am 1. Januar 1900. Die Wahlen 
finden in der Zeit vom 15. November bis zum 31. Dezember des letzten Jahres der Wahlperiode, erſt⸗ 
malig in der Zeit vom 15. November bis zum 31. Dezember 1899 ſtatt. Die Wahl erfolgt unter Leitung 
eines Beauftragten des unterzeichneten Ober-Präſidenten. 


8 16. 

Zum Zweck der Wahl wird der Bezirk der Verſicherungsanſtalt durch den Dberpräfidenten in 
der Weiſe in Wahlbezirke eingetheilt, daß in jedem Wahlbezirk je ein Vertreter der Arbeitgeber und der 
Verſicherten und für jeden Vertreter ein erſter und zweiter Erſatzmann von einer thunlichſt gleichen Anzahl 
Wahlberechtigter zu wählen ift. 

Die Verſicherungsanſtalt har bis zum 1. November des letzten Jahres der Wahlperiode der Aus⸗ 
ſchußmitglieder dem Ober⸗Präſidenten ein Verzeichniß der Rentenſtellen in ihrem Bezirk unter Angabe der 
Zahl der Beiſitzer nach dem Stande am 1. Oltober deſſelben Jahres mitzutheilen. 

Die Wahlbezirke und der Name des Beauftragten ($ 15) werden durch die Amtsblätter der 
Regierungen im Bezirk der Verſicherungsanſtalt bekanntgemacht. 

iR 

Wählbar zum Mitgliede des Ausſchuſſes find nur deutſche, männliche volljährige im Bezirk der Vers 
ſicherungsanſtalt wohnende Perſonen. Nicht wählbar ift, wer zum Amt eines Schöffen unfähig ift . Anm. zu §2). 

ji 
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Wählbar zu Vertretern der Arbeitgeber find nur die Arbeitgeber der nach Maßgabe des Invaliden⸗ 
verſicherungsgeſetzes verſicherten Perſonen und die bevollmächtigten Leiter ihrer Betriebe zu Vertretern der 
Verſicherten die auf Grund des Invalidenverſicherungsgeſetzes verſicherten Perſonen. 


§ 18. 

Der Beauftragte hat den Landräthen, Bürgermeiſtern und Vorſitzenden der Nentenftellen bis zum 
1. November des letzten Jahres der Wahlperiode einen Stimmzettel nach dem anliegenden Muſter mit der 
Aufforderung zugehen zu laſſen, ihn binnen zwei Wochen ausgefüllt zurückzuſenden. 

Zur Abgabe der Stimmen ruft der Landrath (Bürgermeister, Vorſitzender der Rentenſtelle) unver⸗ 
züglich nach Empfang der Stimmzettel die Vertreter und Beiſitzer zuſammen. 

§ 19. 

Die Vertreter der Arbeitgeber und die Vertreter der Verſicherten haben getrennt zu wählen. Die 
Wahl erfolgt durch Nennung des Namens, der Berufsſtellung und des Wohnorts des zu Wählenden. 
Ueber die Wahlverhandlung ift unter Zuziehung eines vereideten Protokollführers ein Protokoll aufzu- 
nehmen, in das die von den einzelnen Vertretern (Beiſitzern) benannten Perſonen einzutragen ſind. Auf 
Grund des Protokolls füllt der Landrath (Bürgermeiſter, Vorſitzender der Rentenſtelle) den Stimmzettel 
aus, verlieſt ſeinen Inhalt und beſcheinigt, daß dies geſchehen, im Protokoll. 

8 20. 

Der Landrath (Bürgermeister, Vorſitzender der Rentenſtelle) fendet den ausgefüllten Stimmzettel 
mit dem Protokoll bis zu dem im Stimmzettel vermerkten Termin an den Beauftragten portofrei zurück. 

Stimmzettel, welche nicht unterſchrieben ſind, oder welche die Perſon der Gewählten nicht deutlich 
erkennen laſſen, ſind ungültig. Das Gleiche gilt von Stimmzetteln, welche nach dem im Stimmzettel 
bezeichneten Zeitpunkt eingehen, oder welche nicht den richtigen Vordruck tragen. 

8 21. 

Der Beauftragte ermittelt unter Zuziehung eines vereideten Protokollführers für jeden Wahl- 
bezirk diejenigen Perſonen, auf welche gültige Stimmen gefallen ſind, ſowie die Zahl dieſer Stimmen. 

Als gewählt gelten diejenigen, welche die meiſten Stimmen erhalten haben; bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet das Loos. 

Ueber die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet, vorbehaltlich der Entſcheidung von Streitigkeiten 
über die Wahlen, der Beauftragte endgültig. Der Grund der Ungiltigkeit iſt im Protokoll zu vermerken. 

22. 

Der Beauftragte ſetzt die Gewählten PE auf fie gefallenen Wahl ſchriftlich in Kenntniß mit 
der Aufforderung etwaige Ablehnungsgründe binnen einer Woche anzubringen, widrigenfalls die Wahl als 
angenommen gelte. Wird binnen dieſer Friſt ein geſetzlicher oder ſtatutariſcher Ablehnungsgrund nad- 
gewieſen, jo tritt an die Stelle des Ablehnenden, ſofern er als Mitglied gewählt ift, der erſte Erſatzmann 
und ſofern er als erſter Erſatzmann gewählt ift, der zweite Erſatzmann. Eine Nachwahl für den zweiten 
Erſatzmann iſt nicht erforderlich. 


8 23. m 
Sobald das Wahlergebniß feſtſteht, hat der Kommiſſar die Namen der Mitglieder und ihrer Erſatz⸗ 
männer dem Vorſtand der Verſicherungsanſtalt mitzutheilen. Die Vorgänge über die Wahl ſind dem 
Ober⸗Präſidenten einzureichen. 


4 8 24. 
Bei Nachwahlen finden die Vorſchriften der SS 16 bis 23 entſprechende Anwendung. 


IV. Gemeinſame Geſtimmungen. 
wo 
Alle die Wahl betreffenden Zuſtellungen an die Wahlberechtigten (Wahlkörper) und die Gewählten 
erfolgen, ſofern ſie den Lauf von Friſten bedingen, gegen Behändigungsſchein, oder mittelſt eingeſchriebenen 
Briefes durch die Poſt. 


Danzig, den 7. September 1899. 


Der Ober-Präſtdent, Staatsminiſter. 
von Goßler. 
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Invalidenverſicherung. 
Stimmzettel für Kaſſeuvorſtände. 


——— :............. „denn en u 2 
Formular A. . straße N 
Dahl der Vertreter der Arbeitgeber 
ei der unteren Derwaltungsbehörde 
ENE 
An 


den Vorſtatid Wr FFF %ö«Ü;Ü1?jt;¹ẽð⁵ a a 


m 


Den Vorſtand erſuche ich, den nachſtehenden Stimmzettel gehörig ausgefüllt und 
unterſchrieben kurzer Hand mir his zum eee 


d. J. wieder zugehen zu laſſen. 
Der Kaſſe ſtehen .. — Stimmen zu. 


B —————————T—T——— 
Gtimmzettel 


für die 
Wahl der Vertreter der Arbeitgeber bei der unteren Verwaltungsbehörde in 


. Es werden gewählt: 
10 Vor⸗ und Zuname. Berufsſtellung. Wohnort (Aufenthaltsort). 
1 
Bi En 
8. ` E pear — 4 j: 
ae een —? 


Gründe, welche die Wählbarkeit ausſchließen, ſind 
nicht bekannt. 


Die ordnungsmäßige Wahl beſcheinigt. 
denn unten 1 
Die Rückſeite ift zu beachten! 


Vorſitzender. 


Wähwar zu Vertretern der Arbeitgeber und der Verſicherten ſind nur deutſche, männliche volljährige, 
im Bezirk der unteren Verwaltungsbehörde wohnende Perſonen, welche nach § 82 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes“) zum Amte eines Schöffen fähig ſind. 

Wählbar zu Vertretern der Arbeitgeber ſind nur die Arbeitgeber der auf Grund des Invaliden⸗ 
verſicherungsgeſetzes verſicherten Perſonen und die bevollmächtigten Leiter ihrer Betriebe, zu Vertretern der 
Verſicherten die auf Grund des Invalidenverſicherungsgeſetzes verſicherten Perſonen. 

Die Vertreter der Arbeitgeber und der Verſicherten dürfen weder Mitglieder des Vorſtandes der Ver- 
ſicherungsanſtalt, noch Beiſitzer eines Schiedsgerichts ſein. Mindeſtens die Hälfte jeder Art von Vertretern 
muß am Sitze der unteren Verwaltungsbehörde oder in einer Entfernung bis zu zehn Kilometer von dem- 
felben wohnen. ; 


*) § 82 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes lautet: 

„Unfähig zu dem Amte eines Schöffen ſind: 

1. Perſonen, welche die Befähigung in Folge ſtrafgerichtlicher Verurtheilung verloren haben; 

2. Perſonen, gegen welche das Hauptverfahren wegen eines Verbrechens oder Vergehens 
eröffnet tft, das die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenxechte oder der Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Aemter zur Folge haben kann; 

3. Perſonen, welche in Folge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ihr Vermögen 
beſchränkt ſind.“ 

Stimmzettel welche nicht unterſchrieben ſind, oder welche die Perſon der Ge— 
wählten nicht deutlich erkennen laſſen, find ungültig. Das Gleiche gilt von 
Stimmzetteln, welche nach dem oben bezeichneten Zeitpunkt eingehen, oder welche 
nicht den richtigen Vordruck tragen. 


p — 


Invalidenverſicherung. 


Ètimmgetter für Kaſſenvorſtände. 
7 


Formular B. 


wahl der Vertreter der Verſicherten 
ei der unteren Verwaltungsbehörde 
C Soie 


s al. ſtraße Nr. — 


An 


rr Krankenkaſſe. 2... — 
in 


Den Vorſtand erfuche ich, den nachſtehenden Stimmzettel gehörig ausgefüllt und 
unterſchrieben kurzer Hand mir bis zum ... d. J. wieder zugehen zu laffen. 


Der Kaſſe ſtehen .. Stimmen zu. 


Landrath. — Bürgermeifter. 


x 


— 


Stimmzettel 
für die 
ahl der Vertreter der Verſicherten bei der unteren Verwaltungsbehörde in 


Zahl der zu wählenden Vertreter der Verſicherten ........ 
Es werden gewählt: 


Vor⸗ und Zuname. Berufsſtellung. Wohnort (Aufenthaltsort). 


— 


Gründe, welche die Wählbarkeit ausſchließen, ſind 
nicht bekannt. 
Die ordnungsmäßige Wahl beſcheinigt. 


. nee ra T AT TS A m 


N — — . = — . — — 


Lie . > 
Mücſeite ift zu beachten! Borſitzender. 


Wählbar zu Vertretern der Arbeitgeber und der Verſicherten ſind nur deutſche, männliche volljährige, 
im Bezirk der unteren Verwaltungsbehörde wohnende Perſonen, welche nach § 32 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes“) zum Amte eines Schöffen fähig find. 

Wählbar zu Vertretern der Arbeitgeber ſind nur die Arbeitgeber der auf Grund des Invaliden⸗ 
verſicherungsgeſetzes verſicherten Perſonen und die bevollmächtigten Letter ihrer Betriebe, zu Vertretern der 
Verſicherten die auf Grund des Invalidenverſicherungsgeſetzes verficherten Perſonen. 

Die Vertreter der Arbeitgeber und der Verſicherten dürfen weder Mitglieder des Vorſtandes der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt, noch Beiſitzer eines Schiedsgerichts ſein. Mindeſtens die Hälfte jeder Art von Vertretern 
muß am Sitze der unteren Verwaltungsbehörde oder in einer Entfernung bis zu zehn Kilometer von den 
ſelben wohnen. 


*) 382 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes lautet: 

„Unfähig zu dem Amte eines Schöffen ſind: 

1. Perſonen, welche die Befähigung in Folge ſtrafgerichtlicher Verurtheilung verloren haben; 

2. Perſonen, gegen welche das Hauptverfahren wegen eines Verbrechens oder Vergehens 
eröffnet iſt, das die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Aemter zur Folge haben kann; 

38. Perſonen, welche in Folge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ihr Vermögen 
beſchränkt ſind.“ 

Stimmzettel welche nicht unterſchrieben find, oder welche die Perſon der Ges 
wählten nicht deutlich erkennen laſſen, ſind ungültig. Das Gleiche gilt von 
Stimmzetteln, welche nach dem oben bezeichneten Zeitpunkt eingehen, oder welche 
nicht den richtigen Vordruck tragen, 


En = 


Invalidenverſicherung. 


Stimmzettel für Kreisausſchüſſe. 


SAS .n........... eln N 3 
Formular C. á 


a An 


den Kreisausſchuß — Magiſtrat — 
in 


Den Kreisausſchuß — Magiſtrat — erſuche ich, den nachſtehenden Stimmzettel 
gehörig ausgefüllt und unterfchrieben kurzer Hand mir his zum d. J. 
wieder zugehen zu laſſen. x à 


Landrath. — Bürgermeiſter. 


Tr !!... ̃ ̃ —— a a — — m — 


Atimmzettel 

(der Vertreter bei der unteren Verwaltungsbehörde aaa 

für die Wahl; a - 
der Beifitzer der enter I a 


Vertreter 


Beifiker davon MAEN ie dem Stande der 


Die Zahl der zu waͤhlenden 


Arbeitgeber und der Verſicherten angehören. 


| 


e | Vor⸗ und Zuname. Berufsſtellung. 


Zahl der dem Kreisausſchuß zuſtehenden Stimmen: 
Es werden gewählt: 


Wohnort (Aufenthaltsort). 


A. Aus dem Stande der Be 


er ep ee F 
Gründe, welche die Wählbarkeit ausſchließen, find 
nicht bekannt. P l 
Die ordnungsmäßige Wahl beſcheinigt. 
Zie Rückſeite ift zu beachten! Der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes. 


Wahlbar zu Vertretern der Arbeitgeber und der Verſicherten ſind nur deutſche, maͤnnliche volljährige, 
im Bezirk der unteren Verwaltungsbehörde wohnende Perſonen, welche nach § 32 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes“) zum Amte eines Schöffen fähig find. 

Wählbar zu Vertretern der Arbeitgeber find nur die Arbeitgeber der auf Grund des Invaliden⸗ 
verſicherungsgeſetzes verſicherten Perſonen und die bevollmächtigten Leiter ihrer Betriebe, zu Vertretern der 
Verſicherten die auf Grund des Invalidenverſicherungsgeſetzes verſicherten Perſonen. 

Die Vertreter der Arbeitgeber und der Verſicherten dürfen weder Mitglieder des Vorſtandes der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt, noch Beiſitzer eines Schiedsgerichts ſein. Mindeſtens die Hälfte jeder Art von Vertretern 
muß am Sitze der unteren Verwaltungsbehörde oder in einer Entfernung bis zu zehn Kilometer von dema 
ſelhen wohnen. 


) 8 82 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes lautet: 

„Unfähig zu dem Amte eines Schöffen find: 

1. Perſonen, welche die Befähigung in Folge ſtrafgerichtlicher Verurtheilung verloren haben; 

2. Perſonen, gegen welche das Hauptverfahren wegen eines Verbrechens oder Vergehens 
eröffnet iſt, das die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Aemter zur Folge haben kann; 

3. Perſonen, welche in Folge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ihr Vermögen 
beſchränkt ſind.“ 

Stimmzettel welche nicht unterſchrieben ſind, oder welche die Perſon der Ge⸗ 
wählten nicht deutlich erkennen laffen, find ungültig. Das Gleiche gilt von 
Stimmzetteln, welche nach dem oben bezeichneten Zeitpunkt eingehen, oder welche 
nicht den richtigen Vordruck tragen. 


Stimmzettel für die Wahl der Mitglieder des Ansſchuſſes. Verſicherungsanſtalt u 
Formular D. Wahlbezirk Nr. ! 
— — 
„den } 1 
An 


den Herrn Landrath (Bürgermeiſter) E 


in 


Unter Hinweis auf § 18 der To E e den x andfahenen « Stimm⸗ 
zettel gehörig ausgefüllt und unterſchrieben mir bis gant . ò. J. 
wieder zugehen zu laſſen. — 
aht Nr. ſind zu wählen: 
A. aus dem Stande der Arbeitgeber 
ein Mitglied nebſt einem erſten und zweiten Erſatzmann, 
B. aus dem Stande der Verſicherten 
ein Mitglied nebſt einem erſten und zweiten Erſatzmann. 


Der Wahl⸗Kommiſſar. 


—— m 


Stimmzettel 


A. Wahl des Mitgliedes und der Erſatzmänner aus dem Stande der Arbeitgeber. 
Es ſind Stimmen abgegeben für 
1. das Mitglied 7 


— —T— .. —— ͤ — nn > a m e . m |) 
Lid. 2 
B d 6 TAE ahl 
Nr. | or- und Zuname Berujsfieung. 2 (Aufenthaltsort). der F 


Wohnort . Zahl 
(Aufenthaltsort). der Summen. 


Wohn ort Zahl l 
(Aufenthaltedrt). der Stimmen. 


Es haben an der Wahl Theil genommen Wester A 
4 
Davon haben ſich der Stimme enthalten N 
Beifiger. 


2» 


ä 


B. Wahl des Mitgliedes und der Erſatzmänner aus dem Stande der Verſicherten. 


Es ſind Stimmen abgegeben für 
1. das Mitglied 


Wohnort | Zahl 


Lid. | f 
Bor- und Zuname. | Berufsſtellung. (Aufenthalteorh . Yan Sb 


2. den erſten Erſatzmaun 


. ͤ ͤ ͤ Ä Ä %⅛¼—ͤꝗmæMpp— — ᷑̃ᷣͤmẽ 
Ifd. — Wohnort Zahl 
Nr. Bor» und Zuname. GE Berufsſtellung. (Aufenthaltsort) der Summen. 
re 


u Wohnort 2 hl. 
pi Vor- und Zuname. Berufefelung. (Aufenthaltsort). der Ain, 
— 


A Bertreter. 
Es haben an der Wahl Theil genommen mn Beifiger. 
u Vertreter. 

Davon haben fih der Stimme enthalten mm Belſiher. 


Gründe, welche die Wählbarkeit ausſchließen (§ 88 
des Invalidenverſicherungsgeſetzes), find nicht bekannt. 


Die ordnungsmäßige Wahl beſcheinigt 


... ̃ 11 1. 


Landrath. — Bürgermeiſter. 
Vorſitzender der Renteuſtelle. 


fr 


— nn 


Invalidenverſicherung. 
Stimmzettel für Kaſſeuvorſtäude. 


7 lar E 2 „den. . 
— E BE T ee Wr... 
Wahl der Beiſitzer aus dem Stande 
der Arbeitgeber bei der Rentenftelle 
An 
den Vorſtand der . C 
in 


Den Vorſtand erſuche ich, den nachſtehenden Stimmzettel gehörig ausgefüllt und 
unterſchrieben kurzer Hand mir his zum .. I wieder zugehen zu laſſen. 


Der Kaffe ſtehen . Stimmen zu. 


Vorſihender der Reuteuſtelle. 


— — ———— —— —(t—.ẽ— — — — — — — ———— mine er nme 


Atimmzettel 


für die 
Wahl der Beiſitzer aus dem Stande der Arbeitgeber bei der Rentenſtelle in.— !742— 
Zahl der zu wählenden Beiſitzer aus dem Stande der Arbeitgeber 
Es werben enam — — 
b. Vor⸗ und Zuname. Berufsſtellung. | Wohnort (Aufenthaltsort). 
E —— 
a = Ä — 


Gründe, welche die Wählbarkeit ausſchließen, find 
nicht bekannt. 
Die ordnungsmäßige Wahl beſcheinigt. 


enen 


Tie Rückſeite ift zu beachten! Vorſitzender. 


Wählbar zu Vertretern der Arbeitgeber und der Verſicherten find nur deutſche, männliche volljährige, 
im Bezirk der unteren Verwaltungsbehörde wohnende Perſonen, welche nach § 82 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geleges*) zum Amte eines Schöffen fähig find. 

Wählbar zu Vertretern der Arbeitgeber ſind nur die Arbeitgeber der auf Grund des Invaliden⸗ 
verſicherungsgeſetzes verſicherten Perſonen und die bevollmächtigten Leiter ihrer Betriebe, zu Vertretern der 
Verſicherten die auf Grund des Invalidenverſicherungsgeſetzes verſicherten Perſonen. 

Die Vertreter der Arbeitgeber und der Verſicherten dürfen weder Mitglieder des Vorſtandes der Ver⸗ 
ficherungsanſtalt, noch Beiſitzer eines Schiedsgerichts fein. Mindeſtens die Hälfte jeder Art von Vertretern 
muß am Sitze der unteren Verwaltungsbehörde oder in einer Entfernung bis zu zehn Kilometer von deme 
ſelben wohnen. 


*) § 32 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes lautet: 

„Unfähig zu dem Amte eines Schöffen find: 

1. Perſonen, welche die Befäbigung in Folge ſtrafgerichtlicher Verurtheilung verloren haben’ 

2. Perſonen, gegen welche das Hauptverfahren megen eines Verbrechens oder Vergehens 
eröffnet ift, das die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Aemter zur Folge haben kann; 

8. Perſonen, welche in Folge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ihr Bermöger 
beſchränkt ſind.“ 

Stimmzettel welche nicht unterſchrieben ſind, oder welche die Perſon der Ge 
wählten nicht deutlich erkennen laſſen, find ungültig. Das Gleiche gilt vor 
Stimmzetteln, welche nach dem oben bezeichneten Zeitpunkt eingehen, oder welch⸗ 
nicht den richtigen Vordruck tragen. 


15 — 


Invalidenverſicherung. 


Stimmzettel für Naffenvorſtände. 859 


Formular F. ao il ſtraße Nr. 


Dahl der Beiſitzer aus dem Stande 
er Derficherten bei der Kentenſtelle 


„ 
An 


den Porſtand der anke. 


m 


Den Vorſtand erſuche ich, den nachſtehenden Stimmzettel gehörig ausgefüllt und 
unterſchrieben kurzer Hand mir his zum = d. J. wieder zugehen zu laffen. 


Der Kafe ſtehen. Stimmen zu. 


p Vorfigender der Rentenficle, 


— nn nn 


AGtimmzettel 
für die 
Vahl der Beiſitzer aus dem Stande der Verſicherten bei der Rentenſtelle in 


Zahl der zu wählenden Beiſitzer aus dem Stande der Verſicherten Pe 
Es werden gewählt: 


Id - 
. Vor⸗ und Zuname. Berufsſtellung. Wohnort (Aufenthaltsort). 
— EEEE ae u ra — 
A. 
. — — 1 — TAA DT Er . 
© 
. 
Be, re u Di S ' EN e Ae 
| | 
Gründe, welche die Wählbarkeit ausſchließen, ſind 
nicht betannt. 

Die ordnungsmäßige Wahl beſcheinigt. 

n MEDENE E.. 1 
N Borfigender. 


fe 


Se Rückſeite ift zu beachten! 


Wählbar zu Vertretern der Arbeitgeber und der Verſicherten find nur deutſche, männliche volljährige, 
im Bezirk der unteren Verwaltungsbehörde wohnende Perſonen, welche nach § 32 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes“) zum Amte eines Schöffen fähig find. x 

Wählbar zu Vertretern der Arbeitgeber find nur die Arbeitgeber der auf Grund des Invaliden⸗ 
verſicherungsgeſetzes verſicherten Perſonen und die bevollmächtigten Leiter ihrer Betriebe, zu Vertretern der 
Verſicherten die auf Grund des Invalidenverſicherungsgeſetzes verſicherten Perſonen. 

Die Vertreter der Arbeitgeber und der Verſicherten dürfen weder Mitglieder des Vorſtandes der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt, noch Beiſitzer eines Schiedsgerichts ſein. Mindeſtens die Hälfte jeder Art von Vertretern 
muß am Sitze der unteren Verwaltungsbehörde oder in einer Entfernung bis zu zehn Kilometer von dem⸗ 
ſelben wohnen. 


*) § 82 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes lautet: 

„Unfähig zu dem Amte eines Schöffen ſind: 

1. Perſonen, welche die Befähigung in Folge ſtrafgerichtlicher Verurtheilung verloren haben; 

2. Perſonen, gegen welche das Hauptverfahren wegen eines Verbrechens oder Vergehens 
eröffnet iſt, das die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Aemter zur Folge haben kann; 

3. Perſonen, welche in Folge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ihr Vermögen 
beſchränkt ſind.“ 

Stimmzettel welche nicht unterſchrieben ſind, oder welche die Perſon der Ge— 
wählten nicht deutlich erkennen laſſen, ſind ungültig. Das Gleiche gilt von 
Stimmzetteln, welche nach dem oben bezeichneten Zeitpunkt eingehen, oder welche 
nicht den richtigen Vordruck tragen. 


Gedruckt bei Julius Sittenfeld t. Berlin W. 


